
Bundesbesoldungsgesetz 
§ 2 Regelung durch Gesetz 

 (1) Die Besoldung der Beamten, Richter und Soldaten wird durch Gesetz geregelt. 

 (2) Zusicherungen, Vereinbarungen und Vergleiche, die dem Beamten, Richter oder Soldaten eine höhere als 
die ihm gesetzlich zustehende Besoldung verschaffen sollen, sind unwirksam. Das Gleiche gilt für 
Versicherungsverträge, die zu diesem Zweck abgeschlossen werden. 

 (3) Der Beamte, Richter oder Soldat kann auf die ihm gesetzlich zustehende Besoldung weder ganz noch 
teilweise verzichten; ausgenommen sind die vermögenswirksamen Leistungen. 

§ 18 Grundsatz der funktionsgerechten Besoldung 

Die Funktionen der Beamten, Richter und Soldaten sind nach den mit ihnen verbundenen Anforderungen 
sachgerecht zu bewerten und Ämtern zuzuordnen. Die Ämter sind nach ihrer Wertigkeit unter Berücksichtigung 
der gemeinsamen Belange aller Dienstherren den Besoldungsgruppen zuzuordnen. 

§ 33 Leistungsbezüge 

 (1) In den Besoldungsgruppen W 2 und W 3 werden nach Maßgabe der nachfolgenden Vorschriften neben 
dem als Mindestbezug gewährten Grundgehalt variable Leistungsbezüge vergeben:  

1.  aus Anlass von Berufungs- und Bleibeverhandlungen, 

2.  für besondere Leistungen in Forschung, Lehre, Kunst, Weiterbildung und Nachwuchsförderung sowie 

3.  für die Wahrnehmung von Funktionen oder besonderen Aufgaben im Rahmen der Hochschul-
 selbstverwaltung oder der Hochschulleitung. 

Leistungsbezüge nach Satz 1 Nummer 1 und 2 können befristet oder unbefristet sowie als Einmalzahlung 
vergeben werden. Leistungsbezüge nach Satz 1 Nummer 3 werden für die Dauer der Wahrnehmung der 
Funktion oder Aufgabe gewährt. 

 (2) Leistungsbezüge dürfen den Unterschiedsbe-trag zwischen den Grundgehältern der Besoldungsgruppe 
W 3 und der Besoldungsgruppe B 10 übersteigen, wenn dies erforderlich ist, um den Professor aus dem Bereich 
außerhalb der deutschen Hochschulen zu gewinnen oder um die Abwanderung des Professors in den Bereich 
außerhalb der deutschen Hochschulen abzuwenden. Leistungsbezüge dürfen den Unterschiedsbetrag zwischen 
den Grundgehältern der Besoldungsgruppe W 3 und der Besoldungsgruppe B 10 ferner übersteigen, wenn der 
Professor bereits an seiner bisherigen Hochschule Leistungsbezüge erhält, die den Unterschiedsbetrag zwischen 
den Grundgehältern der Besoldungsgruppe W 3 und der Besoldungsgruppe B 10 übersteigen und dies 
erforderlich ist, um den Professor für eine andere deutsche Hochschule zu gewinnen oder seine Abwanderung an 
eine andere deutsche Hochschule zu verhindern. Die Sätze 1 und 2 gelten entsprechend für hauptberufliche 
Leiter und Mitglieder von Leitungsgremien an Hochschulen, die nicht Professor sind. 

 (3) Leistungsbezüge nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 und 2 sind bis zur Höhe von zusammen 40 vom 
Hundert des jeweiligen Grundgehalts ruhegehaltfähig, soweit sie unbefristet gewährt und jeweils mindestens 
zwei Jahre bezogen worden sind; werden sie befristet gewährt, können sie bei wiederholter Vergabe für 
ruhegehaltfähig erklärt werden. Für Leistungsbezüge nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 gilt § 15a des 
Beamtenversorgungsgesetzes entsprechend mit der Maßgabe, dass der Betrag der Leistungsbezüge als 
Unterschiedsbetrag gilt. Leistungsbezüge nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 und 2 können über den 
Vomhundertsatz nach Satz 1 hinaus für ruhegehaltfähig erklärt werden. Treffen ruhegehaltfähige 
Leistungsbezüge nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 und 2 mit solchen nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 zusammen, 
die vor Beginn des Bemessungszeitraumes nach Satz 1 vergeben worden sind, wird nur der bei der Berechnung 
des Ruhegehalts für den Beamten günstigere Betrag als ruhegehaltfähiger Dienstbezug berücksichtigt. 

 (4) Das Nähere zur Gewährung der Leistungsbezüge regeln das Bundesministerium der Verteidigung für 
seinen Bereich, das Bundesministerium des Innern im Einvernehmen mit den für die jeweiligen Fachbereiche 
zuständigen Bundesministerien für die Fachhochschule des Bundes für öffentliche Verwaltung sowie das 
Bundesministerium für Arbeit und Soziales im Einvernehmen mit dem Bundesministerium des Innern für die 
Hochschule der Bundesagentur für Arbeit durch Rechtsverordnung; insbesondere sind Bestimmungen  

1. über das Vergabeverfahren, die Zuständigkeit für die Vergabe sowie die Voraussetzungen und die Kriterien 
 der Vergabe, 

2. zur Ruhegehaltfähigkeit befristet gewährter Leistungsbezüge nach Absatz 3 Satz 1 und zur Überschreitung 
 des Vomhundertsatzes nach Absatz 3 Satz 3 und 

3. über die Teilnahme von Leistungsbezügen an den regelmäßigen Besoldungsanpassungen 



zu treffen. Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales kann im Einvernehmen mit dem Bundesministerium 
des Innern die Befugnis nach Satz 1 auf den Vorstand der Bundesagentur für Arbeit durch Rechtsverordnung 
übertragen; Rechtsverordnungen, die auf Grund der Übertragung vom Vorstand der Bundesagentur für Arbeit 
erlassen werden, bedürfen des Einvernehmens mit dem Bundesministerium für Arbeit und Soziales und dem 
Bundesministerium des Innern. 

 (5) Die am 31. Dezember 2011 maßgeblichen Leistungsbezüge nach Absatz 1 erhöhen sich um 2,44 vom 
Hundert, soweit diese nicht als Einmalzahlung gewährt werden. 
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§ 21 Grundsatz der funktionsgerechten Besoldung 

Die Funktionen der Beamtinnen, Beamten, Richterinnen und Richter sind nach den mit ihnen verbundenen 
Anforderungen sachgerecht zu bewerten und Ämtern zuzuordnen. Die Ämter sind nach ihrer Wertigkeit den 
Besoldungsgruppen zuzuordnen. 

§ 35 Funktions-Leistungsbezüge 

 (1) Leistungsbezüge für die Wahrnehmung von Funktionen in der Hochschul- oder Fakultätsleitung 
(Funktions-Leistungsbezüge) werden nur gewährt 

1.  hauptamtlichen Präsidiums- und Dekanatsmitgliedern, 

2.  der Präsidentin oder dem Präsidenten der Hochschule der Polizei Hamburg und 

3.  Professorinnen und Professoren, die neben ihren grundsätzlich überwiegenden anderen 
 Hochschullehreraufgaben eine der folgenden Funktionen wahrnehmen: 

a)  Dekanin, Dekan, Prodekanin oder Prodekan einer Fakultät, 

b)  Vizepräsidentin oder Vizepräsident einer Hochschule. 

 (2) Bei der Bemessung der Funktions-Leistungsbezüge sind auch die im Einzelfall mit der Funktion 
verbundene Verantwortung und Belastung sowie die Größe und Bedeutung der Hochschule oder Fakultät zu 
berücksichtigen. Der Grundsatz der funktionsgerechten Besoldung gemäß § 21 ist zu beachten. Funktions-
Leistungsbezüge nehmen an allgemeinen Besoldungsanpassungen teil. Funktions-Leistungsbezüge für die in 
Absatz 1 Nummer 1 genannten Ämter können ganz oder teilweise erfolgsabhängig gewährt werden. 

§ 38 Ruhegehaltfähigkeit von Leistungsbezügen 

 (1) Unbefristete Leistungsbezüge nach den §§ 33 und 34 sind ruhegehaltfähig, soweit sie von den für die 
Vergabe zuständigen Stellen für ruhegehaltfähig erklärt wurden und jeweils mindestens zwei Jahre bezogen 
worden sind. Befristete Leistungsbezüge nach den §§ 33 und 34 sind ruhegehaltfähig, soweit sie von den für die 
Vergabe zuständigen Stellen für ruhegehaltfähig erklärt wurden und jeweils mindestens zehn Jahre bezogen 
worden sind. Ruhegehaltfähige Leistungsbezüge nach den Sätzen 1 und 2 sind zusammen bis zu einer Höhe von 
40 vom Hundert des jeweiligen Grundgehalts ruhegehaltfähig. Zur Erfüllung der Fristen nach den Sätzen 1 und 2 
werden Zeiten nacheinander bezogener Leistungsbezüge addiert; Zeiten des Bezugs von Berufungs-, Bleibe- und 
besonderen Leistungsbezügen bei anderen Dienstherren können ganz oder teilweise berücksichtigt werden. 

 (2) Bei mehreren ruhegehaltfähigen befristeten Leistungsbezügen wird nur der höchste Betrag als 
ruhegehaltfähiger Dienstbezug berücksichtigt. Wurden mehrere ruhegehaltfähige befristete Leistungsbezüge 
mindestens fünf Jahre nebeneinander gewährt, werden sie in der jeweils für ruhegehaltfähig erklärten Höhe bis 
zur Höhe von insgesamt 40 vom Hundert des jeweiligen Grundgehalts berücksichtigt. Treffen unbefristete für 
ruhegehaltfähig erklärte mit befristeten für ruhegehaltfähig erklärten Leistungsbezügen zusammen, findet Satz 2 
entsprechende Anwendung. Im Übrigen sind befristete ruhegehaltfähige Leistungsbezüge nur insoweit bei der 
Bemessung des Ruhegehalts zu berücksichtigen, als sie die unbefristeten ruhegehaltfähigen Leistungsbezüge 
übersteigen. 

 (3) Leistungsbezüge nach § 35 sind ruhegehaltfähig, sofern die Wahrnehmung der Funktion mit dem Eintritt 
oder der Versetzung in den Ruhestand endet und die Beamtin oder der Beamte das Amt mindestens fünf Jahre 
inne hatte. Die Frist nach Satz 1 gilt nicht im Falle eines Dienstunfalls nach § 5 Absatz 4 des Hamburgischen 
Beamtenversorgungsgesetzes vom 26. Januar 2010 (HmbGVBl. S. 23, 72), zuletzt geändert am 30. Oktober 
2012 (HmbGVBl. S. 454, 456), in der jeweils geltenden Fassung. In den Fällen des § 80 Absatz 5 des 
Hamburgischen Hochschulgesetzes (HmbHG) vom 18. Juli 2001 (HmbGVBl. S. 171), zuletzt geändert am 26. 
Januar 2010 (HmbGVBl. S. 23, 107), in der jeweils geltenden Fassung, (Wiederaufleben des hamburgischen 
Beamtenverhältnisses auf Lebenszeit oder Weiterbeschäftigung als Professorin oder als Professor oder in anderer 
Stellung im Hochschuldienst) ist der Leistungsbezug nach § 35 zu einem Viertel ruhegehaltfähig, sofern er 



mindestens fünf Jahre bezogen worden ist, und zur Hälfte, sofern er mindestens zehn Jahre bezogen worden ist. 
Satz 3 gilt entsprechend, wenn die Funktion neben den grundsätzlich überwiegenden anderen 
Hochschullehreraufgaben wahrgenommen wurde. 

 (4) Treffen ruhegehaltfähige Leistungsbezüge nach den §§ 33 und 34 mit ruhegehaltfähigen 
Leistungsbezügen nach § 35 zusammen, wird nur der bei der Berechnung des Ruhegehalts für die Beamtin oder 
den Beamten günstigere Betrag als ruhegehaltfähiger Dienstbezug berücksichtigt. Ist ein ruhegehaltfähiger 
Leistungsbezug nach § 35 mindestens fünf Jahre neben ruhegehaltfähigen Leistungsbezügen nach den §§ 33 und 
34 bezogen worden, wird er neben diesen als ruhegehaltfähiger Dienstbezug berücksichtigt. 

 (5) Berufungs- und Bleibe-Leistungsbezüge sowie besondere Leistungsbezüge können von der für das 
Hochschulwesen zuständigen Behörde über 40 vom Hundert des jeweiligen Grundgehalts hinaus bis zur Höhe 
von 80 vom Hundert des jeweiligen Grundgehalts für ruhegehaltfähig erklärt werden. Das Gleiche gilt für die 
nach dem Gesetz zur Errichtung der Anstalt „Norddeutsche Akademie für Finanzen und Steuerrecht Hamburg“ 
vom 8. Juni 2010 (HmbGVBl. S. 431) und dem Gesetz über die Hochschule der Polizei Hamburg vom 22. 
Dezember 2006 (HmbGVBl. S. 614), in ihrer jeweils geltenden Fassung, zuständigen Behörden im 
Einvernehmen mit der für das Hochschulwesen zuständigen Behörde für die Bereiche des 
Fachhochschulbereichs der Norddeutschen Akademie für Finanzen und Steuerrecht Hamburg und der 
Hochschule der Polizei Hamburg. Der Gesamtbetrag der nach den Sätzen 1 und 2 für ruhegehaltfähig erklärten 
Leistungsbezüge darf unter Berücksichtigung ruhegehaltfähiger Sonderzuschüsse nach Nummer 2 der 
Vorbemerkungen zur Bundesbesoldungsordnung C in der bis zum 22. Februar 2002 geltenden Fassung einen 
Betrag von 110.000 Euro, der entsprechend den Grundgehältern der Landesbesoldungsordnung W anzupassen 
ist, nicht überschreiten. Absätze 2 und 4 gelten entsprechend. 

 (6) Auf Leistungsbezüge nach § 37 Absatz 6 Satz 1 Nummer 2 findet § 38 keine Anwendung. 

§ 40 Zuständigkeiten 

Über die Gewährung von Leistungsbezügen nach § 32 entscheidet bei 

1.  hauptamtlichen Mitgliedern des Präsidiums einer Hochschule die für das Hochschulwesen zuständige 
 Behörde nach Anhörung der oder des Vorsitzenden des Hochschulrats, 

2.  hauptamtlichen Mitgliedern eines Dekanats einer Fakultät der Universität Hamburg und der Hochschule für 
 Angewandte Wissenschaften Hamburg das Präsidium der Hochschule, 

3.  hauptamtlichen Mitgliedern des Dekanats der Medizinischen Fakultät des UKE die für das Hochschulwesen 
 zuständige Behörde, 

4.  Professorinnen und Professoren das Präsidium der Hochschule, 

5.  Professorinnen und Professoren im UKE das Dekanat, 

6.  der Präsidentin oder dem Präsidenten der Hochschule der Polizei Hamburg die nach dem Gesetz über die 
 Hochschule der Polizei Hamburg zuständige Behörde, 

7.  Professorinnen und Professoren der Hochschule der Polizei Hamburg die Präsidentin oder der Präsident im 
 Einvernehmen mit der nach dem Gesetz über die Hochschule der Polizei Hamburg zuständigen Behörde, 

8.  Professorinnen und Professoren der Norddeutschen Akademie für Finanzen und Steuerrecht Hamburg, deren 
 Leiterin oder Leiter oder deren Vertreterin oder Vertreter im Einvernehmen mit der nach dem Gesetz zur 
 Errichtung der Anstalt „Norddeutsche Akademie für Finanzen und Steuerrecht Hamburg“ zuständigen 
 Behörde. 


